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Gegen Empfangsbestätigung 

 

Landkreis Ostallgäu 

Immobilien und kreiseigene Schulen 

Schwabenstraße 11 

87616 Marktoberdorf 

 

 Untere Wasserrechtsbehörde 

Bearbeitung: Michaela Götz 

Zimmer C 416 

Telefon 08342 911-342 

Fax 08342 911-558 

Michaela.goetz@lra-oal.bayern.de 

Aktenzeichen:41-6421.0/2/1  

Ihr Zeichen:       

21.09.2026 

 

Vollzug der Wassergesetze; 

Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in den Untergrund bei der Generalsanie-

rung des Gymnasium Füssen auf dem Grundstück Fl:Nrn. 1338/1, 1339 Gemarkung Füssen 

durch den Landkreis Ostallgäu, Stadt Füssen, Landkreis Ostallgäu 

 

 

 

Das Landratsamt Ostallgäu erlässt folgenden 

 

B e s c h e i d :  

 

A) Gehobene Erlaubnis (§ 15 Abs. 1 WHG) 
 
I. Gegenstand der Erlaubnis, Zweck und Plan der Gewässerbenutzung 

 
1. Gegenstand der Erlaubnis 

 

Dem Landkreis Ostallgäu (Betreiber) wird die wasserrechtliche Erlaubnis zur Benut-

zung des Grundwassers durch das Einleiten gesammelten Niederschlagswassers 

erteilt. 

 
2. Zweck der Benutzung 

 

Die erlaubte Gewässerbenutzung dient der Beseitigung des, auf dem Gelände des 

Gymnasiums Füssen anfallenden gesammelten Niederschlagswassers. 

Bezeichnung der 

Einleitung 
Gemarkung FlurNr. Benutztes Gewässer 

 
   

Gymnasium Füssen 

 

Füssen 

 

1338/1, 

1339 

Grundwasser 
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3. Plan 

 

Dem Antrag liegen folgende, durch das Ing-Büro AQUASYS Grafing vom Oktober 

2025, zusammengestellte Planunterlagen zugrunde: 

 

• Korrekturunterlagen vom Januar 2026 

• Erläuterungsbericht  

• Berechnungsunterlagen 

• Grundrissplan, M 1 : 100 

• Regelquerschnitte, M 1 : 100 

• Flächenplan, M 1 : 500 

• Übersichtslageplan, M 1 : 25.000 

 

Die Unterlagen sind mit dem Prüfvermerk des Wasserwirtschaftsamtes Kempten 

vom 11.09.2026 und dem Genehmigungsvermerk des Landratsamtes Ostallgäu 

vom 21.09.2026 versehen.. 

 

4. Beschreibung der Anlage 

 

Die Entwässerung des Erschließungsgebiets erfolgt im Trennsystem. Das Nieder-
schlagswasser wird über Absetzschächte mit Schlammfang und Tauchrohr vorge-
reinigt und anschließend über sechs Füllkörperrigolen versickert. 
 
 
 
 

II. Nebenbestimmungen 
 

Auflagen Wasserwirtschaft 

 
1. Dauer der Erlaubnis 

 
Die Erlaubnis endet am 31.12.2046. 
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2. Betrieb und Unterhaltung 

 
a) Für Betrieb, Überwachung und Unterhaltung der Anlage ist ausgebildetes und 

zuverlässiges Personal in ausreichender Zahl einzusetzen.  

b) Die Entwässerungsanlagen sind stets in bau- und betriebssicherem Zustand zu 

erhalten. Die allgemein anerkannten Regeln der Technik sind zu beachten.  

c) Es sind mindestens Messungen, Untersuchungen, Aufzeichnungen und Vorla-

geberichte nach der Verordnung zur Eigenüberwachung von Wasserversor-

gungs- und Abwasseranla-gen (Eigenüberwachungsverordnung EÜV) in der je-

weils gültigen Fassung vorzunehmen.  

d) Die Entwässerungsanlagen sind bei jedem größeren Niederschlagsereignis zu 

inspizieren und ggf. von Laub und sonstigen Störstoffen zu befreien.  

e) Das einzuleitende Niederschlagswasser darf keine für das Gewässer schädli-

chen Konzentrationen an Giftstoffen sowie keine mit dem Auge wahrnehmbaren 

Schwimmstoffe oder Ölschlieren aufweisen 

 

3. Bauabnahme  
 
Vor Inbetriebnahme ist gemäß Art. 61 BayWG der Kreisverwaltungsbehörde eine 

Bestäti-gung eines privaten Sachverständigen in der Wasserwirtschaft vorzulegen, 

aus der hervorgeht, dass die Baumaßnahmen entsprechend dem Bescheid ausge-

führt oder welche Abweichungen von der zugelassenen Bauausführung vorgenom-

men worden sind.  

Zur Bauabnahme müssen Bestandspläne der Abwasseranlage vorliegen.  

 

4. Auflagenvorbehalt  
Weitere Inhalts- und Nebenbestimmungen, die sich im öffentlichen Interesse als er-

forderlich erweisen sollten, bleiben vorbehalten. 

 

 

 
III. Kostenentscheidung 

 
1. Der Landkreis Ostallgäu Abteilung Immobilien und kreiseigene Schulen Schwabenstraße 

11 87616 Marktoberdorf hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 
 

2. Für diesen Bescheid wird eine Gebühr von 250,00 € festgesetzt, jedoch nicht erhoben. 
 

3. An Auslagen sind 462,00 € angefallen. 
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G r ü n d e :  

 
I. 

 

Im Zuge der Erweiterung, der Generalsanierung und des Umbaus des Gymnasium Füssens soll die 

vorhandene Oberflächenwasserbeseitigung saniert werden. Die bestehenden Versickerungsanla-

gen entsprechen nicht dem aktuellen Stand der Technik und sind hinsichtlich der aktuellen Regen-

daten unterdimensioniert. Vor allem in Hinblick auf Starkregenereignisse ist Handlungsbedarf gebo-

ten. 

Der Landkreis Ostallgäu, Immobilien und kreiseigene Schulen, beantragte unter Vorlage der ent-

sprechenden Planunterlagen mit Eingang am 04.11.2025 die wasserrechtliche gehobene Erlaubnis 

für die Einleitung des gesammelten Niederschlagswassers in den Untergrund. 

Dem Landratsamt Ostallgäu lagen zum Zeitpunkt des Beginns des Beteiligungsverfahrens ent-

scheidungserhebliche Unterlagen des Büros AQUASYS GmbH Grafing vom 31.10.2025 und 

08.01.2026, zum Vorhaben vor: 

 

Die Planunterlagen für das Vorhaben wurden auf der Internetseite des Landkreises Ostallgäu in der 

Zeit vom 20.04.2026 bis zum 19.05.2026 bekanntgemacht. Während der Einwendungsfrist wurden 

keine Einwendungen vorgebracht.  

 

 

Mit Gutachten Nr. 2.3-4536-OAL 129-21316/2026 vom 11.09.2026 stimmte das Wasserwirtschafts-

amt Kempten als amtlicher Sachverständiger dem Vorhaben unter bestimmten Bedingungen und 

Auflagen zu. 

Des Weiteren wurde  

die Untere Naturschutzbehörde mit Stellungnahme per E-Mail vom 07.04.2026 

die Stadt Füssen mit Stellungnahme vom 15.04.2026 Az. FB 31.2/Ri 

die Stadtwerke Füssen mit Stellungnahme per E-Mail vom 10.04.2026 

 

  

am Verfahren beteiligt. Auch diese stimmten dem Vorhaben zu. 
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II. 

 

1. Das Landratsamt Ostallgäu ist zum Erlass dieses Bescheides nach Art. 63 Abs. 1 Satz 2 Bayeri-

sches Wassergesetz (BayWG), Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 

(BayVwVfG) sachlich und örtlich zuständig. 

Für das Verfahren für eine gehobene Erlaubnis gelten gem. Art. 69 Satz 2 BayWG die Art. 72 bis 78 

BayVwVfG entsprechend. 

 

2. Das Einleiten des Niederschlagswassers in das Grundwasser stellen jeweils eine nach § 9 Abs. 1 

Nr. 4 WHG gestattungspflichtige Gewässerbenutzung dar. Diese bedarf gem. § 8 Abs. 1 WHG der 

Zulassung. Eine Ausnahme ist hier nicht einschlägig. 

Die genannte Einleitung erfolgt als gemeindliche Niederschlagswasserentsorgung im öffentlichen 

Interesse. Damit konnte eine so genannte gehobene Erlaubnis nach § 15 Abs. 1 WHG erteilt wer-

den. 

 

Rechtsgrundlage für die gehobene Erlaubnis ist § 12 WHG. Demnach ist die Erlaubnis zu versagen, 

wenn schädliche, auch durch Nebenbestimmungen nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare 

Gewässerveränderungen zu erwarten sind oder andere Anforderungen nach öffentlich-rechtlichen 

Vorschriften nicht erfüllt werden. Im Übrigen steht die Erteilung der Erlaubnis im pflichtgemäßen 

Ermessen (Bewirtschaftungsermessen) der zuständigen Behörde. 

Mit den gewählten technischen Grundsätzen für die Sammlung und Ableitung des Niederschlags-

wassers besteht Einverständnis. Eine Beeinträchtigung des Wohles der Allgemeinheit ist bei plan-

mäßiger Errichtung und ordnungsgemäßem Betrieb nach den allgemein anerkannten Regeln der 

Technik und unter Berücksichtigung der oben genannten Nebenbestimmungen nicht zu erwarten. 

Demzufolge liegen keine zwingenden Versagungsgründe nach § 12 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 WHG vor. 

Das Bewirtschaftungsermessen §12 Abs. 2 WHG wurde im Rahmen der wasserwirtschaftlichen 

Würdigung gemeinsam mit dem amtlichen Sachverständigen ausgeübt. Demzufolge sind weder für 

das Gewässer vor Ort noch in der Gesamtschau auf den Wasserkörper, nachteilige Veränderungen 

im Hinblick auf die allgemeinen Grundsätze der Gewässerbewirtschaftung § 6 WHG zu befürchten. 

 

3. Die im Bescheid genannten Nebenbestimmungen stützen sich auf § 13 WHG und sind erforder-

lich, um eine Beeinträchtigung des Allgemeinwohles und nachteilige Wirkungen auf Rechte Dritter 

zu verhindern. Insbesondere sollen durch die Nebenbestimmungen nachteilige Wirkungen auf 

Rechte Dritter verhütet und ein technisch einwandfreier Betriebsablauf der Anlagen sichergestellt 

werden. 

Mit den gewählten technischen Grundsätzen für die Sammlung und Ableitung des Niederschlags-

wassers besteht Einverständnis. Eine Beeinträchtigung des Wohles der Allgemeinheit ist bei plan-

mäßiger Errichtung und ordnungsgemäßem Betrieb nach den allgemein anerkannten Regeln der 

Technik und unter Berücksichtigung der oben genannten Nebenbestimmungen nicht zu erwarten. 

Das Bewirtschaftungsermessen wurde im Rahmen der wasserwirtschaftlichen Würdigung gemein-

sam mit dem amtlichen Sachverständigen ausgeübt. 

Nach den vorliegenden Unterlagen wird mit dem Niederschlagswasser kein durch Gebrauch nach-

teilig verändertes oder mit anderem Abwasser oder wassergefährdenden Stoffen vermischtes be-

handlungsbedürftiges Abwasser ab- bzw. eingeleitet. 
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4. Die Erlaubnis kann nach Art. 36 Abs. 2 Nr. 1 BayVwVfG befristet werden. 

Die Erlaubnis wird auf 20 Jahre befristet. Damit wird den wirtschaftlichen Interessen und dem Ver-

trauensschutz des Betreibers ebenso Rechnung getragen wie den in stetem Wandel unterliegenden 

Anforderungen im Gewässerschutz. Die Befristung liegt im Rahmen der allgemein bei vergleichba-

ren Gewässerbenutzungen geübten Praxis. 

 

 

Wasserwirtschaftliche Würdigung 

 

Die Prüfung ergab keine Notwendigkeit von wesentlichen Änderungen oder Ergänzungen bei der 

Bemessung und Konstruktion der Abwasseranlagen. Mit den gewählten verfahrenstechnischen An-

sätzen für die Behandlung des Niederschlagswassers besteht Einverständnis. 

Die Füllkörperrigolen haben folgende Abmessungen (LxBxH): 

- 

FKR1: 9,6 m x 1,6 m x 0,66 m 

- 

FKR2: 22,4 m x 1,6 m x 0,66 m 

- 

FKR3: 1,6 m x 0,8 m x 0,66 m 

- 

FKR4: 28,8 m x 4,0 m x 0,66 m 

- 

FKR5: 12,8 m x 2,4 m x 0,66 m 

- 

FKR6: 6,4 m x 1,6 m x 0,66 m 

 

Zur Vorbehandlung ist jeder Rigolversickerung ein Absetzschacht mit einer max. Oberflä-

chenbeschickung von 18 m3/(m2/h) vorgeschalten. Es handelt sich jeweils um Schächte DN1000, 

nur vor FKR4 wird ein Schacht DN1500 verbaut. 

Die Dimensionierung der Rigolversickerungsanlagen wurde anhand des alten Regelwerks durchge-

führt. 

Die Vorbehandlung wurde anhand des DWA-M 153, obwohl hier mittlerweile das DWA-A 138-1 an-

zuwenden ist. Aufgrund der eingebauten Sicherheitszuschläge und der getroffenen Annahmen, ist 

die vorgesehene Entwässerung aus wasserwirtschaftlich dennoch akzeptabel. 

Mindestens eine der neuen Versickerungsanlagen ist erlaubnispflichtig, weshalb eine Erlaubnis für 

alle neuen Entwässerungsanlagen beantragt wurde. Die bestehenden Entwässerungsanlagen (Si-

ckerschächte) entsprechen nicht mehr dem Stand der Technik und werden zurück gebaut. 

Die Grundsätze gemäß § 6 WHG werden beachtet. Eine Beeinträchtigung des Wohles der Allge-

meinheit ist bei ordnungsgemäßem Betrieb nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 

und unter Berücksichtigung der Inhalts- und Nebenbestimmungen nicht zu erwarten. 

Mit der beantragten Einleitung sind voraussichtlich keine nachteiligen Veränderungen der Grund-

wasserbeschaffenheit gemäß § 48 Abs. 1 Satz 1 WHG zu erwarten. Daher sind auch die Bewirt-

schaftungsziele gemäß § 47 WHG durch die beantragte Einleitung nicht beeinträchtigt. Unabhängig 

davon ist die Einleitung im Hinblick auf den gesamten Grundwasserkörper von untergeordneter Be-

deutung. Die beantragte Einleitung steht dem Ziel des guten chemischen Zustands nicht entgegen. 

Eine Verschlechterung des chemischen Zustands des Grundwasserkörpers ist durch die Einleitung 

nicht zu erwarten. 

. 
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III. 

 

Die Kostenentscheidung stützt sich auf Art. 1 und 2 des Kostengesetzes (KG). 

Die Höhe der Gebühr bemisst sich nach Art. 5 und 6 Abs. 1 KG i. V. m. Tarif-Nr. 8.IV.0, Tarifstelle 

1.1.4.5 des Kostenverzeichnisses zum Kostengesetz. 

Der Landkreis Ostallgäu ist als bayerischer Landkreis gemäß Art. 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KG persön-

lich gebührenfrei. Eine Verwaltungsgebühr für die wasserrechtliche Erlaubnis zur Einleitung des 

gesammelten Niederschlagswassers ist nicht zu erheben. Etwaige Auslagen nach Art. 10 KG blei-

ben hiervon unberührt. 

 

Die Auslagen im Sinne des Art. 10 Abs. 1 KG sind für das Gutachten des Wasserwirtschaftsamtes 

Kempten angefallen. 

 

 

 

Hinweise 

 

Die gehobene Erlaubnis erlischt, wenn nicht innerhalb von fünf Jahren nach deren Bestandskraft mit 

der Durchführung der Gewässerbenutzung begonnen worden ist. Die Frist kann vor Ablauf einmalig 

um höchstens fünf Jahre auf Antrag durch das Landratsamt Ostallgäu verlängert werden (Art. 69 

Satz 2 BayWG i.V.m. Art. 75 Abs. 4 BayVwVfG). 

 

Die gehobene Erlaubnis ist kraft Gesetzes widerruflich (§ 18 Abs. 1 WHG). 

Inhalts- und Nebenbestimmungen können gem. § 13 Abs. 1 WHG auch nachträglich festgesetzt 

werden (gesetzlicher Auflagenvorbehalt). 

 

Die gehobene Erlaubnis lässt privatrechtliche Ansprüche gegen den Gewässerbenutzer aus Verträ-

gen, letzwilligen Verfügungen und für Ansprüche aus dinglichen Rechten am Grundstück, auf dem 

die Gewässerbenutzung stattfindet, unberührt (§ 16 Abs. 3 WHG). 
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Rechtsbehelfsbelehrung  

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben 

werden bei dem  

 

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg 

in 86152 Augsburg 

 

 

Postfachanschrift: 11 23 43, 86048 Augsburg, 

 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg. 

 

 

 

 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

 

• Die Erhebung einer Klage ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 

Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. 

Die Erhebung einer Klage per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! 

• Seit 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elekt-

ronisch einreichen. 

• Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klager-

hebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 

 
 

 
 

gez. 

Michaela Götz 

Verwaltungsamtsrätin 

 

 


